
        Wohnungsgeberbestätigung 
nach § 19 des Bundesmeldegesetzes (BMG) 

über den
am __________________________________________________________

Anschrift der Wohnung:

PLZ und Ort  |  Straße, Hausnummer, Hausnummernzusatz  |  ggf. Wohnungsnummer oder Lagebeschreibung der Wohnung im Mehrfamilienhaus

Vor- und Familiennamen der einziehenden bzw. ausziehenden meldepflichtigen Personen:

1. _________________________________________________________________________________________________________________________2. _________________________________________________________________________________________________________________________________

3. _________________________________________________________________________________________________________________________4. _________________________________________________________________________________________________________________________________

5. _________________________________________________________________________________________________________________________   weitere Personen siehe Seite 2 

Name und Anschrift des Wohnungsgebers
und der ggf. vom Wohnungsgeber beauftragten Person/Stelle:

Wohnungsgeber:  Familienname, Vorname, ggf. Name der Firma  |  Anschrift (PLZ, Ort, Straße, Hausnummer)

vom Wohnungsgeber ggf. beauftragte Person/Stelle (z.B. Hausverwaltung)  |  Anschrift (PLZ, Ort, Straße, Hausnummer)

  Der Wohnungsgeber ist gleichzeitig Eigentümer der Wohnung
  Der Wohnungsgeber ist n icht Eigentümer der Wohnung: Name und Anschrift des Eigentümers:

Wohnungseigentümer:  Familienname, Vorname, ggf. Name der Firma  |  Anschrift (PLZ, Ort, Straße, Hausnummer)

Ich bestätige mit meiner Unterschrift, dass die vorstehenden Angaben den Tatsachen ent-
sprechen. Mir ist bekannt, dass es verboten ist, eine Wohnungsanschrift für eine Anmeldung 
anzubieten oder zur Verfügung zu stellen, obwohl ein tatsächlicher Bezug der Wohnung we-
der stattfindet noch beabsichtigt ist. Ein Verstoß gegen dieses Verbot stellt eine Ordnungs-
widrigkeit dar und kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000 Euro geahndet werden. Die falsche 
oder nicht rechtzeitige Ausstellung der Bestätigung des Ein- oder Auszugs können als Ord-
nungswidrigkeiten mit einer Geldbuße bis zu 1.000 Euro geahndet werden (§ 54 BMG i.V.m § 
19 BMG).

_________________________________________________________________________________________ 

Ort, Datum 
________________________________________________________________________________________________________________________

_ 

Unterschrift 

Wohnungseinzug



Vor- und Familiennamen der einziehenden bzw. ausziehenden meldepflichtigen Personen:

6. ._________________________________________________________________________________________________________________________7. ________________________________________________________________________________________________________________________________

8_ _________________________________________________________________________________________________________________________9. _________________________________________________________________________________________________________________________________

10. ______________________________________________________________________________________________________________________ 11. _____________________________________________________________________________________________________________________________

Auszug 
              aus dem Bundesmeldegesetz (BMG) 

vom 03.05.2013 (BGBl S. 1084) 
geändert durch Gesetz vom 11.10.2016 (BGBL S. 2218) 

§ 17
Anmeldung, Abmeldung

(1) Wer eine Wohnung bezieht, hat sich innerhalb
von zwei Wochen nach dem Einzug bei der
Meldebehörde anzumelden.

(2) Wer aus einer Wohnung auszieht und keine
neue Wohnung im Inland bezieht, hat sich in-
nerhalb von zwei Wochen nach dem Auszug bei
der Meldebehörde abzumelden. Eine Abmeldung
ist frühestens eine Woche vor Auszug
möglich; ….

§ 19
Mitwirkung des Wohnungsgebers 

(1) Der Wohnungsgeber ist verpflichtet, bei der
Anmeldung mitzuwirken. Hierzu hat der Woh-
nungsgeber oder eine von ihm beauftragte Per-

son der meldepflichtigen Person den Einzug 
schriftlich oder gegenüber der Meldebehörde 
nach Absatz 4 auch elektronisch innerhalb der in § 
17 Absatz 1 genannten Frist zu bestätigen. Er kann 
sich durch Rückfrage bei der Meldebehörde davon 
überzeugen, dass sich die meldepflichtige Person 
angemeldet hat. Die meldepflichtige Person hat 
dem Wohnungsgeber die Auskünfte zu geben, die 
für die Bestätigung des Einzugs erforderlich sind. Die 
Bestätigung nach Satz 2 darf nur vom 
Wohnungsgeber oder einer von ihm beauftragten 
Person ausgestellt werden. 
(6) Es ist verboten, eine Wohnungsanschrift für eine
Anmeldung nach § 17 Abs. 1 einem Dritten
anzubieten oder zur Verfügung zu stellen, ob-
wohl ein tatsächlicher Bezug der Wohnung
durch einen Dritten weder stattfindet noch be-
absichtigt ist.

________________________________________________________________________________________________________________________________________ 

Wer ist Wohnungsgeber? 
Wohnungsgeber ist, wer einer anderen Person eine Wohnung (einzelner Raum oder mehrere Räume) 
tatsächlich willentlich zur Benutzung überlässt, unabhängig davon, ob dem ein wirksames 
Rechtsverhältnis zugrunde liegt. In der Regel ist das der Wohnungseigentümer. Wohnungsgeber bei 
Untermietverhältnissen ist der Hauptmieter, der Räumlichkeiten einer gemieteten Wohnung einer 
weiteren Person zum selbständigen Gebrauch überlässt. Wer eine eigene Wohnung bezieht, also selbst 
Eigentümerin oder Eigentümer ist, gibt eine solche Erklärung für sich selbst ab. Der Wohnungsgeber 
oder eine von ihm beauftragte Person hat den Einzug oder Auszug der meldepflichtigen Person schriftlich 
mit Unterschrift zu bestätigen. 



Gemäß Artikel 13 und 14 der EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) 
werden Ihnen nachfolgende Informationen aufgrund der Erhebung von 

personenbezogenen Daten zur Verfügung gestellt: 
 

Vorbemerkung 
Wer eine Wohnung bezieht, ist grundsätzlich verpflichtet, sich innerhalb von zwei Wochen 
nach dem Einzug bei der Meldebehörde anzumelden (§ 17 Absatz 1 Bundesmeldegesetz – 
BMG) und die zur ordnungsgemäßen Führung des Melderegisters erforderlichen 
Auskünfte zu geben (§ 25 Nummer 1 BMG). Wer aus einer Wohnung auszieht und keine 
neue Wohnung im Inland bezieht hat sich innerhalb von zwei Wochen nach dem Auszug 
abzumelden (§ 17 Absatz 2 BMG) und die zur ordnungsgemäßen Führung des 
Melderegisters erforderlichen Auskünfte zu geben (§ 25 Nummer 1 BMG). Wer 
Einzugsmeldungen nicht, nicht richtig oder verspätet abgibt, sich nicht oder verspätet 
abmeldet oder eine Mitwirkungspflicht verletzt, handelt ordnungswidrig und kann mit 
einer Geldbuße bis zu 1.000 € belegt werden. 
Im Zusammenhang mit Ihrer Meldung über den Einzug gemäß §§ 17 und 25 
Bundesmeldegesetz - BMG werden bei Ihnen personenbezogenen Daten erhoben. Bitte 
beachten Sie hierzu nachstehende Datenschutzhinweise: 
 
 
1. Angaben zum Verantwortlichen  
 
Stadt Heinsberg  
– Der Bürgermeister – 
Apfelstraße 60 
52525 Heinsberg 
Telefon: 02452/140 
Fax: 02452/14-1095 
E-Mail-Adresse: stadt@heinsberg.de 
Internet-Adresse: www.heinsberg.de 
 
 
2. Angaben zum Datenschutzbeauftragten 
 
Behördlicher Datenschutzbeauftragter der Stadt Heinsberg 
Apfelstraße 60 
52525 Heinsberg 
Telefon: 02452/141410 
E-Mail-Adresse: datenschutz@heinsberg.de 
 
 
3. Angaben zu der Aufsichtsbehörde  
 
Zuständige Aufsichtsbehörde für den Datenschutz ist die Landesbeauftragte für 
Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen: 
 
Straße: Kavalleriestr. 2-4 
Postleitzahl: 40213 Düsseldorf  
Telefon: 0211/38424-0 
Telefax: 0211/38424-10 
Email: poststelle@ldi.nrw.de 
Internet: www.ldi.nrw.de 

mailto:stadt@heinsberg.de
http://www.ldi.nrw.de/


 
4. Zweck/e und Rechtsgrundlage/n der Verarbeitung 
 
Die Meldebehörde hat nach § 2 Absatz 1 BMG personenbezogene Daten über die in ihrem 
Zuständigkeitsbereich wohnhaften Personen (Einwohner) zu registrieren, um deren 
Identität und Wohnungen feststellen und nachweisen zu können. Die in den Melderegistern 
gespeicherten personenbezogenen Daten werden von der Meldebehörde genutzt, um nach 
Maßgabe der Vorschriften über Melderegisterauskünfte (§§ 44 ff. BMG) und 
Datenübermittlungen (§§ 33 ff. BMG) den berechtigten Informationsbedürfnissen sowohl 
nicht-öffentlicher Stellen und Privatpersonen als auch öffentlicher Stellen Rechnung zu 
tragen sowie bei der Durchführung von Aufgaben anderer öffentlicher Stellen mitzuwirken 
(§ 2 Absatz 3 BMG). Zu bestimmten Anlässen erfolgen regelmäßige Datenübermittlungen 
(§§ 36, 43; 1. und 2. Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung) an andere öffentliche 
Stellen sowie nach § 42 BMG an öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften. 
Darüberhinausgehende, auch regelmäßige Datenübermittlungen erfolgen aufgrund der 
Bestimmungen durch Bundes- oder Landesrecht, in dem die jeweiligen zugrunde liegenden 
Anlässe und Zwecke der Datenübermittlung, die Empfänger und die zu übermittelnden 
Daten benannt werden. 
Ihre personenbezogenen Daten werden dafür erhoben, um Ihre Meldung bearbeiten und 
registrieren zu können. 
Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von Art. 6 Abs. 
1 Buchstabe c) DSGVO (Datenschutzgrundverordnung) i. V. m. dem Bundesmeldegesetz - 
BMG 
 
5. Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten  
 
Empfänger der Daten ist die Meldebörde der Stadt Heinsberg. Die erhobenen Daten können 
an folgende Empfänger weitergeleitet werden: 

a) Die Meldebehörde darf an andere öffentliche Stellen im Inland, öffentlich-rechtliche 
Religionsgemeinschaften und Suchdiensten aus dem Melderegister Daten 
übermitteln, oder Daten innerhalb der Verwaltungseinheit (Stadt) weitergeben, 
soweit dies zur Erfüllung ihrer eigenen oder in der Zuständigkeit des Empfängers 
liegenden Aufgaben erforderlich ist. 

b) Privatpersonen und nicht-öffentliche Stellen erhalten auf Antrag eine 
gebührenpflichtige Auskunft über einzelne personenbezogene Daten unter der 
Voraussetzung, dass die betroffene Person von der Meldebehörde aufgrund der 
Angaben des Antragstellers eindeutig identifiziert werden kann. Über eine Vielzahl 
nicht namentlich bezeichneter Personen kann Privatpersonen und nicht-
öffentlichen Stellen auf Antrag Auskunft über die Zugehörigkeit zu einer Gruppe (z.B. 
ein bestimmter Geburtsjahrgang) und über bestimmte personenbezogene Daten 
erteilt werden, wenn ein öffentliches Interesse festgestellt werden kann. 
Ausländische Stellen außerhalb der Europäischen Union werden nicht-öffentlichen 
Stellen gleichgesetzt. 

c) Parteien, Wählergruppen und andere Träger von Wahlvorschlägen können im 
Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler 
Ebene Meldedaten erhalten. 

d) Mandatsträger, Presse und Rundfunk dürfen bei Alters- und Ehejubiläen die mit 
diesem besonderen Zweck in unmittelbarem Zusammenhang stehenden Daten 
erhalten. 

e) Adressbuchverlage dürfen zum Zwecke der Veröffentlichung in gedruckten 
Adressbüchern lediglich einzelne abschließende aufgezählte Daten aller volljährigen 
Einwohner von der Meldebehörde erhalten. 



f) Der Wohnungseigentümer / Wohnungsgeber hat einen Anspruch auf Auskunft über 
die in seiner Wohnung gemeldeten Einwohner, soweit er ein rechtliches Interesse 
glaubhaft macht. Er kann sich darüber hinaus durch Rückfrage bei der 
Meldebehörde davon überzeugen, dass sich die Person, deren Einzug er bestätigt 
hat, bei der Meldebehörde angemeldet hat. 

g) An öffentliche Stellen in anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union und des 
Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) sowie an Organe und Einrichtungen der 
Europäischen Union oder der Europäischen Atomgemeinschaft ist eine 
Datenübermittlung im Rahmen von Tätigkeiten, die ganz oder teilweise in den 
Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen Union fallen, zulässig, soweit dies 
zur Erfüllung der in der Zuständigkeit des Empfängers liegenden öffentlichen 
Aufgaben erforderlich ist. Voraussetzung für die Übermittlung innerhalb des EWR 
ist, dass die EWR-Staaten den Inhalt der Datenschutz-Grundverordnung 
übernehmen. 

 
6. Dauer der Speicherung bzw. Kriterien für die Festlegung dieser Dauer 
 
Nach dem Wegzug oder Tod des Einwohners hat die Meldebehörde alle Daten, die nicht der 
Feststellung der Identität und dem Nachweis der Wohnung dienen sowie nicht für Wahl- 
oder Lohnsteuerzwecke oder zur Durchführung von staatsangehörigkeitsrechtlichen 
Verfahren erforderlich sind, unverzüglich zu löschen. Nach Ablauf von fünf Jahren seit 
Wegzug oder Tod des Einwohners werden die zur Erfüllung der Aufgaben der 
Meldebehörden gespeicherten Daten für die Dauer von 50 Jahren aufbewahrt und durch 
technische und organisatorische Maßnahmen gesichert. Während dieser Zeit dürfen die 
Daten mit Ausnahme des Familiennamens und der Vornamen sowie früheren Namen, des 
Geburtsdatums, des Geburtsortes sowie bei Geburt im Ausland auch des Staates, der 
derzeitigen und früheren Anschriften, des Auszugsdatums sowie des Sterbedatums, des 
Sterbeortes sowie bei Versterbenden im Ausland auch des Staates nicht mehr verarbeitet 
werden. Für die in § 13 Abs. 2 Satz 3 BMG bestimmten Fälle gilt das Verbot der Verarbeitung 
nicht. Für bestimmte Daten gelten nach § 14 Abs. 2 BMG kürzere Löschungsfristen. 
 
 
7. Rechte der Betroffenen 
 
Bei Erhebung personenbezogener Daten stehen Ihnen folgende Rechte zu: 
• Recht auf Auskunft (Art. 15 DSGVO) 
• Recht auf Berichtigung (Artikel 16 DSGVO) 
• Recht auf Löschung (Art. 17 DSGVO) 
• Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 DSGVO) 
• Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung (Art. 21 DSGVO) 
 
 
 

Widerrufsrecht bei Einwilligungen: 
Die Übermittlung personenbezogener Daten für Zwecke der Werbung oder des 
Adresshandels ist nur zulässig, wenn die betroffene Person eingewilligt hat (§ 44 Abs. 3 Satz 
1 BMG i. V. m. Artikel 6 Absatz 1 lit. a DSGVO). Die Einwilligung kann nach Artikel 7 Abs. 3 
DSGVO jederzeit gegenüber der Stelle widerrufen werden, gegenüber der die Einwilligung 
zuvor erteilt wurde. 
 
 
 



8. Beschwerderecht bei der Aufsichtsbehörde 
 
Beschwerden in datenschutzrechtlichen Angelegenheiten sind an die Landesbeauftragte für 
Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen, Postfach 20 04 44, 40102 
Düsseldorf (Tel.: 0211/384240, E-Mail: poststelle@ldi.nrw.de) zu richten. 
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